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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Probst, Maucher, Dr. Löhr, 
Maier (Mannheim) und Genossen 

f 

Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 
(Zweites Neuordnungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung des 
Ersten Neuordnungsgesetzes vom 27. Juni 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 453), zuletzt geändert durch das 
Kindergeldkassengesetz vom 18. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1001), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. In § 1 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Wenn die zur Anerkennung einer Gesundheits- 
störung als Folge einer Schädigung erforder- 
liche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht ge- 
geben ist, weil über die Ursache des festgestell- 
ten Leidens in der ärztlichen Wissenschaft Un- 
gewißheit besteht, kann mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
Versorgung gewährt werden." 

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Das gleiche gilt für 

• a) Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestim- 
mungsort, 

b) das Zurücklegen des mit dem Dienst 
zusammenhängenden Weges nach 
und von der Dienststelle, 

c) die Teilnahme an dienstlichen Ver- 
anstaltungen. 


Der Umstand, daß der Beschädigte wegen der 
Entfernung seiner ständigen Familienwohnung 
vom Dienstort an diesem oder in dessen Nähe 
eine Unterkunft hat, schließt die Anwendung 
des Buchstabens b auf den Weg von und nach 
der Familienwohnung nicht aus." 

3. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Auch bei Gesundheitsstörungen, die als Folge 
einer Schädigung im Sinne der Verschlimme- 
rung anerkannt sind, wird Heilbehandlung ge- 
währt, es sei denn, daß die anerkannte Ver- 
schlimmerung auf den Zustand, der Heilbehand- 
lung erfordert, ohne Einfluß ist." 

4. § 25 Abs. 2 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Leistungen der Kriegsopferfürsorge können 
auch vor Anerkennung eines Versorgungsan- 
spruches gewährt werden." 

5. § 25 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 lie- 
gen, soweit Einkommen zu berücksichtigen ist, 
unbeschadet der §§ 26, 27 und 27 a Abs. 1 in 
der Regel vor, wenn das monatliche Einkom- 
men eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, 
die sich ergibt aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe des 
Zweifachen des für den Beschädigten 
oder Hinterbliebenen maßgebenden 
Regelsatzes gemäß § 22 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, 

2. den Kosten der Unterkunft und 
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3. einem Familienzuschlag für jede vom ' 
Versorgungsberechtigten überwie- | 
gend unterhaltene Person in Höhe 
des jeweils maßgebenden Regel- 
satzes, mindestens jedoch in Höhe 
von achtzig Deutsche Mark/' 

6. § 25 a Abs. 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) Für die Berücksichtigung von Vermögen 
gelten die §§ 88 und 89 des Bundessozialhilfe- 
gesetzes entsprechend." 

7. § 27 a Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Für die Bemessung der Hilfe gelten die Be- 
stimmungen des Abschnitts 2 des Bundessozial- 
hilfegesetzes unter Berücksichtigung der beson- 
deren Lage der Beschädigten oder Hinterblie- 
benen entsprechend, § 23 Abs. 1 Nr. 2 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes bei Beschädigten jedoch 
nur, soweit sie ohne Berücksichtigung der Schä- 
digungsfolgen erwerbsunfähig im Sinne der ge- 
setzlichen Rentenversicherung sind." 

8. § 27 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: | 

„(2) Beschädigten und Hinterbliebenen ist . 
Erholungsfürsorge zu gewähren, wenn das Ge- 
sundheitsamt bestätigt, daß die Erholungsfür- 
sorge zur Erhaltung der Gesundheit oder Ar- 
beitsfähigkeit notwendig, die beabsichtigte Art 
der Erholung zweckmäßig und, soweit es sich | 
um Beschädigte handelt, die Erholungsbedürftig- ' 
keit durch die anerkannte Schädigung bedingt I 
ist." j 

9. § 27 b erhält folgende Fassung: 

„§ 27 b 

Soweit die §§ 25 a bis 27 a nichts Besonderes 
bestimmen, gilt Abschnitt 3 des Bundessozial- 
hilfegesetzes unter Berücksichtigung der beson- 
deren Lage des Beschädigten oder der Hinter- 
bliebenen entsprechend." 

10. § 30 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist höher 
zu bewerten, wenn der Beschädigte durch die 
Art der Schädigungsfolgen in seinem vor der 
Schädigung ausgeübten, begonnenen, nachweis- 
lich angestrebten oder derzeitigen Beruf beson- 
ders betroffen ist." 

j 

11. § 30 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wer als Beschädigter mit einer aner- 
kannten Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
80 vom Hundert und mehr durch die Art der 
Schädigungsfolgen beruflich besonders betrof- 
fen ist und deshalb ein um mindestens 75 Deut- 
sche Mark geringeres Einkommen erzielt, als er 
ohne Schädigungsfolgen in seinem derzeitigen 
oder früher ausgeübten, dem begonnenen oder 
nachweislich angestrebten Beruf erzielt hätte, ^ 
erhält einen Berufsschadensausgleich in Höhe ^ 
von vier Zehnteln des Einkommensverlustes, ' 
jedoch höchstens 400 Deutsche Mark monatlich." 


12. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 30 von Hundert 45 Deutsche Mark, 

um 40 von Hundert 60 Deutsche Mark, 

um 50 von Hundert 80 Deutsche Mark, 

um 60 von Hundert 105 Deutsche Mark, 

um 70 von Hundert 140 Deutsche Mark, 

um 80 von Hundert 170 Deutsche Mark, 

um 90 von Hundert 200 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 230 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä- 
digte, die das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet haben, um 10 Deutsche Mark." 

13. § 31 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Schwerstbeschädigte, die durch die aner- 
kannten Schädigungsfolgen gesundheitlich 
außergewöhnlich betroffen sind, erhalten eine 
monatliche Schwerstbeschädigtenzulage, die in 
folgenden Stufen gewährt wird: 

Stufe I 20 Deutsche Mark, 

Stufe II 40 Deutsche Mark, 

Stufe III 60 Deutsche Mark, 

Stufe IV 80 Deutsche Mark. 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis, der durch seine Schä- 
digungsfolgen außergewöhnlich betroffen ist, 
sowie seine Einordnung in die Stufen I bis IV 
zu bestimmen." 

14. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 50 vom Hundert 110 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 110 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 140 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 170 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 200 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 

230 Deutsche Mark." 

15. § 33 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anzurechnen sind nach Abzug der absetz- 
baren Ausgaben (Nettoeinkommen) die Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes 
und die Einkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft, Gewerbebetrieb und selbständiger 
Arbeit, soweit sie monatlich 100 Deutsche Mark 
und von dem darüber hinausgehenden Betrag 
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fünf Zehntel übersteigen; von den übrigen Ein- 
künften bleiben monatlich 50 Deutsche Mark 
und von dem darüber hinausgehenden Betrag 
drei Zehntel außer Ansatz." 

16. § 40 erhält folgende Fassung; 

.§ 40 

Die Witwe erhält eine Grundrente von 120 
Deutsche Mark monatlich." 

17. In § 41 erhalten die Absätze 2, 3, 4 und 5 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente der Witwe 
beträgt monatlich 120 Deutsche Mark. 

(3) Die volle Ausgleichsrente ist um das an- 
zurechnende Einkommen zu mindern. § 33 gilt 
entsprechend. 

(4) Ist die Witwe durch den Verlust des Ehe- 
mannes wirtschaftlich besonders betroffen, so 
erhält sie einen Einkommensausgleich in fol- 
genden Stufen: 

Stufe I monatlich 50 Deutsche Mark, 

Stufe II monatlich 75 Deutsche Mark, 

Stufe III monatlich 125 Deutsche Mark. 

Der Einkommensausgleich wird gewährt, wenn 
die Einkünfte der Witwe einschließlich der 
Grund- und Ausgleichsrente bei 

Stufe I nicht ein Drittel, 

Stufe II nicht ein Viertel, 

Stufe III nicht ein Fünftel 

des Einkommens ihres Ehemannes erreichen, 
das dieser erzielt hat oder voraussichtlich erzielt 
hätte. War der Ehemann Beschädigter im Sinne 
dieses Gesetzes, so ist von dem Einkommen 
auszugehen, das er ohne die Beschädigung 
erreicht haben würde, falls dies günstiger ist. 

(5) Witwen, die nicht die Voraussetzungen 
des Absatzes 4 erfüllen, erhalten zur vollen 
Ausgleichsrente einen Zuschlag von monatlich 
45 Deutsche Mark. Das Nettoeinkommen, so- 
weit es 25 Deutsche Mark übersteigt, ist anzu- 
rechnen." 

18. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Die Grundrente beträgt monatlich 
bei Halbwaisen 35 Deutsche Mark, 
bei Vollwaisen 70 Deutsche Mark." 

19. In § 47 erhalten die Absätze 1 und 3 folgende 
Fassung: 

„(1) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich 

bei Halbwaisen 70 Deutsche Mark, 
bei Vollwaisen 100 Deutsche Mark." 


"(3) Anzurechnen sind nach Abzug der absetz- 
baren Ausgaben (Nettoeinkommen) die Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 19 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes 
und aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbe- 
betrieb und selbständiger Arbeit mit dem 
monatlich 30 Deutsche Mark übersteigenden 
Betrag zur Hälfte, von den übrigen Einkünften 
bleiben monatlich 20 vom Hundert außer An- 
satz. § 33 Abs. 4 gilt entsprechend." 

20. § 50 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
gelten als erfüllt, wenn die übrigen Vorausset- 
zungen zur Gewährung der Elternrente gege- 
ben sind. Die bisher als Elternbeihilfe gewähr- 
ten Bezüge sind umzustellen." 

21. In § 51 

a) erhalten die Absätze 1 und 2 folgende Fas- 
sung: 

„(1) Die volle Elternrente beträgt monat- 
lich 

bei einem Elternpaar 170 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 1 15 Deutsche Mark. 

(2) Anzurechnen ist das nach Abzug der 
absetzbaren Ausgaben verbleibende Ein- 
kommen, soweit es 

bei einem Elternpaar 70 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 50 Deutsche Mark, 
monatlich übersteigt.", 

b) erhält Absatz 3 Satz 1 folgende Fassung; 

„Sind mehrere Kinder an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhöht sich die 
Elternrente für jedes weitere Kind 

bei einem Elternpaar um 

35 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil um 

25 Deutsche Mark 

monatlich.", 

c) erhält Absatz 4 Satz 1 folgende Fassung: 

„Ist das einzige oder das letzte Kind oder 
sind alle oder mindestens 3 Kinder an den 
Folgen der Schädigung gestorben, so erhöht 
sich, wenn dies günstiger ist, die Eltern- 
rente 

bei einem Elternpaar um 

105 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil um 

75 Deutsche Mark 

monatlich." 

22. § 89 Abs. 2 erhält folgende Fassung; 

"(2) Ein Härteausgleich kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung, in Fällen der Kriegsopferfürsorge des 
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Bundesministers des Innern gewährt werden 
bei Bedürftigkeit, wenn eine Gesundheitsstö- 
rung während der Ausübung militär- oder mili- 
tärähnlichen Dienstes eingetreten ist, sofern 
nicht die Gesundheitsstörung auf eigenes gro- 
bes Verschulden oder auf Geschlechtskrankhei- 
ten zurückzuführen ist." 

Artikel II 

§ 1 

Änderung des Ersten Überleitungsgesetzes 

Das Erste Gesetz zur Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln auf den Bund (Erstes Überleitungs- 
gesetz) in der Fassung vom 28. April 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 193) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Ziff. 8 erhält folgende Fassung: 

„8. die Aufwendungen für Kriegsbeschädigte, 
Kriegshinterbliebene, ihnen gleichgestellte 
Personen und für Angehörige von Kriegsge- 
fangenen, jedoch die Aufwendungen für die 
Kriegsopferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e 
des Bundesversorgungsgesetzes nur zu 80 
vom Hundert, soweit diese nicht ins Ausland 
gewährt wird; die Aufwendungen umfassen 
auch die Kosten der Heilbehandlung in Ver- 
sorgungskuranstalten, Versorgungsheilstät- 
ten für Tuberkulöse und in Versorgungs- 
krankenhäusern innerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Gesetzes nach näherer Bestim- 
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mung einer Rechtsverordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf." 

2. § 7 Abs. 2 Ziff. 6 wird gestrichen. 

§ 2 

Soweit Aufwendungen nach § 21 a des Ersten 
Überleitungsgesetzes durch Pauschbeträge abgegol- 
ten werden, sind diese mit Wirkung vom . . . (Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes) von Grundbeträ- 
gen zu berechnen, die um die im Bezugszeitraum 
nach § 1 Abs. 1 Ziff. 3 geleisteten Aufwendungen 
für die soziale Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene gekürzt sind. 


Artikel III 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft ; 


. März 1963 


Frau Dr. Probst 
Maucher 
Dr. Löhr 

Maier (Mannheim) 
Böhme (Hildesheim) 
Dr. Brenck 
Drachsler 
Ehnes 
Dr. Franz 


Funk (Neuses am Sand) 
Harnischfeger 
Hilbert 

Hörnemann (Gescher) 
Hösl 
Josten 

Dr. Kempfier 
Krug 

Lang (München) 


Lemmrich 
Frau Dr. Maxsein 
Rommerskirchen 
Spies 
Sühler 
Unertl 
Vogt 
Weigl 
Weinzierl 
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